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42 Bekanntmachung gemäß § 10 
des Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG)

Bezirksregierung Münster 48147 Münster, 23.02.2018
52-500-0211802/0024.V Domplatz 1-3
 poststelle@brms.nrw.de

Firma RETERRA West GmbH & Co. KG, Brink 37 c,  
48653 Coesfeld
Die Firma RETERRA West GmbH & Co. KG, Brink 37 
c, 48653 Coesfeld, hat die Änderungsgenehmigung zur we-
sentlichen Änderung, des gemäß BImSchG genehmigten 
Kompostwerkes in Coesfeld (Gemarkung Kirchspiel, Flur 
27, Flurstück 220) beantragt.

Gegenstand des Antrages ist die Erweiterung des Kom-
postwerkes mit Teilstromvergärung in Coesfeld um eine 
Gärprodukttrocknung. Die Anlage soll nach Änderungs-
genehmigung errichtet und betrieben werden.

Der für Mittwoch, den 21.03.2018 um 10.00 Uhr, im Be-
sprechungsraum der RETERRA, Brink 37 c, 48653 Coes-
feld, vorgesehene Erörterungstermin findet nicht statt, da 
gegen das beantragte Vorhaben keine Einwendungen inner-
halb der Einwendungsfrist erhoben wurden.

Im Auftrag
gez. Dagmar Egemann

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2018 S. 69

43 Bekanntmachung der Teilrücknahme der 
Nebenbestimmung A.IV.5.1.4 des immissions-
schutzrechtlichen Genehmigungsbescheides 
vom 19.01.2017 zur Errichtung und Betrieb des 
Steinkohlekraftwerks Datteln 4 

Bezirksregierung Münster Münster, den 23.02.2018 
500-0915123/0021.V Domplatz 1-3, 48143 Münster 
 dez53@brms.nrw.de

Die Bezirksregierung Münster hat mit Bescheid vom 
23.02.2018 die Nebenbestimmung A.IV.5.1.4 zur Fest- 
legung eines Emissionsgrenzwertes als Jahresmittelwert 
von 0,002 mg/m3 für den Parameter Quecksilber und 
seine Verbindungen, angegeben als Quecksilber (Hg), 
des immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsbeschei-
des vom 19.01.2017 zur Errichtung und zum Betrieb des 
Steinkohlekraftwerks Datteln 4 zurückgenommen.

Der Teilrücknahmebescheid enthält folgenden verfügenden 
Teil:

„1. Hiermit wird die Nebenbestimmung A.IV.5.1.4 
des immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsbe-
scheides vom 19.01.2017 zur Errichtung und zum 
Betrieb eines Steinkohlekraftwerks in Datteln (Az.: 
500-53.0011/15/0915123/0021.V) mit Wirkung für die 
Vergangenheit zurückgenommen.
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der Bezirksregierung  61

46  Genehmigung und Bekanntmachung einer öffentlich- 
rechtlichen Vereinbarung 61

47 Berichtigung der Bekanntmachung 
  Änderung des Regionalplans Münsterland - Anpassung an 

die Ziele des Landesentwicklungsplans Nordrhein-Westfalen 

Rosendahl dem Kreis Coesfeld jährlich zu erstatten hat, von 
„8 %" auf „15 %" erhöht.

Artikel II

Die vorstehende 1. Änderung der öffentlich-rechtlichen Ver-
einbarung bedarf zu ihrer Wirksamkeit der Genehmigung 
durch die Aufsichtsbehörde. Sie tritt am Tag nach ihrer Be-
kanntmachung im Amtsblatt der Bezirksregierung Münster 
in Kraft. Im Übrigen gilt die zwischen dem Kreis Coesfeld 
und der Gemeinde Rosendahl bestehende öffentlich-rechtli-
che Vereinbarung über die Wahrnehmung der Aufgaben der 
Zentralen Vergabestelle fort.

Coesfeld, den

Kreis Coesfeld Gemeinde Rosendahl

Dr. Schulze Pellengahr Gottheil 
Landrat Bürgermeister

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2023 S. 61

47 Berichtigung der Bekanntmachung
  Änderung des Regionalplans Münsterland - An- 

passung an die Ziele des Landesentwicklungs-
plans Nordrhein-Westfalen (LEP NRW) - Betei-
ligung der Öffentlichkeit und der in ihren Belan-
gen berührten öffentlichen Stellen gem. § 9 Abs. 2 
Raumordnungsgesetz (ROG) i.V.m. § 13 Landes-
planungsgesetz NRW (LPlG NRW) 

Die öffentliche Bekanntmachung im Amtsblatt Ausgabe 8 
vom 24.02.2023 wird aufgrund von Schreibfehlern bei der 
Verlinkung wie folgt berichtigt:

46  Genehmigung und Bekanntmachung einer  
öffentlich-rechtlichen Vereinbarung

Die nachfolgende Änderung der öffentlich-rechtlichen Ver-
einbarung zwischen dem Kreis Coesfeld und der Gemeinde 
Rosendahl über die Wahrnehmung von Aufgaben der Zen-
tralen Vergabestelle habe ich mit Verfügung vom heutigen 
Tage gemäß § 24 Absatz 2 Satz 1 des Gesetzes über die 
kommunale Gemeinschaftsarbeit (GkG NRW) genehmigt. 
Zuletzt wurde die öffentlich-rechtliche Vereinbarung im 
Amtsblatt Nummer 38 vom 21. September 2018 veröffent-
licht. 

Die Vereinbarung und meine Genehmigung werden hiermit 
gemäß § 24 Abs. 3 GkG NRW bekannt gemacht. Die Verein-
barung wird am Tag nach der Veröffentlichung im Amtsblatt 
für den Regierungsbezirk Münster wirksam.

Münster, den 23.02.2023  Bezirksregierung Münster 
 Az.: 31.1.25-082/2023.0001 
 Im Auftrag 
 Gez. Dr. Söbbeke

1. Änderung der öffentlich-rechtlichen Vereinbarung  
über die Wahrnehmung der Aufgaben  

der Zentralen Vergabestelle 

zwischen dem Kreis Coesfeld, vertreten durch den 
Landrat

und

der Gemeinde Rosendahl, 
vertreten durch den Bürgermeister

Gemäß den §§ 1, 23 und 24 des Gesetzes über die kom-
munale Gemeinschaftsarbeit (GkG NRW) vom 01.10.1979 
(SGV NRW 202) in der zurzeit geltenden Fassung und dem 
Kreistagsbeschluss des Kreises Coesfeld vom 07.12.2022 
und dem Ratsbeschluss der Gemeinde Rosendahl vom 
15.12.2022 wird folgende Änderung der öffentlich-rechtli-
chen Vereinbarung vom 16.08.2016 getroffen:

Artikel I

In § 4 Abs. 1 der öffentlich-rechtlichen Vereinbarung wird 
der pauschale Anteil der Kosten, welchen die Gemeinde  
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Statt:

„Weiterhin können die Planunterlagen auf der Internetseite 
des Regionalrates Münster (www.regionalrat-muenster.de, 
Sitzungsvorlage: 35/2022) abgerufen werden.“

Heißt es richtig:

„Weiterhin können die Planunterlagen auf der Internetseite 
des Regionalrates Münster (www.regionalrat-muenster.
nrw.de, Sitzungsvorlage: 35/2022) abgerufen werden.“

Statt:

„Stellungnahmen zur beabsichtigten Planänderung können 
innerhalb der oben genannten Auslegungsfrist, also bis ein-
schließlich zum 30. September 2023, über die Online-Platt-

form www.beteiligung-online.nrw.de abgegeben werden.“

Heißt es richtig:

„Stellungnahmen zur beabsichtigten Planänderung können 
innerhalb der oben genannten Auslegungsfrist, also bis ein-
schließlich zum 30. September 2023, über die Online-Platt-
form www.beteiligung.nrw.de abgegeben werden.“

Münster, den 27. Februar 2023 Bezirksregierung Münster 
 - Dez. 32, Regionalentwicklung - 
 Im Auftrag 
 gez. Laura Pund

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2023 S. 61-62

48 Bestätigungserklärung

Ich bestätige, dass der Wortlaut der Änderung der Verbands- 
ordnung des Regionalverbandes Ruhr mit dem Beschluss 
der Verbandsversammlung vom 09.12.2022 (Drucksache 
Nr. 14/0773-1) übereinstimmt und dass nach den Vorschrif-
ten der Verordnung über die öffentliche Bekanntmachung 
von kommunalem Ortsrecht (BekanntmVO) vom 26. Au-
gust 1999 (GV. NRW. S. 516), geändert durch Art. 4 Gesetz 
vom 29. April 2003 (GV. NRW. S. 254), geändert durch Art. 
18 Gesetz vom 05. April 2005 (GV. NRW. S. 332), geändert 
durch Art. 1 ÄnderungsVO vom 05.08.2009 (GV. NRW. S. 
442, ber. 481), geändert durch Art. 1 ÄnderungsVO vom 
13.05.2014 (GV. NRW S. 307), zuletzt geändert durch Art. 
1 ÄnderungsVO vom 05.11.2015 (GV. NRW S. 741) verfah-
ren worden ist.

Essen, 17.01.2023

Die Regionaldirektorin:

 

Karola Geiß-Netthöfel

Bekanntmachungsanordnung

Aufgrund §§ 7, 9, 12 Absatz 5, 23 Gesetz über den Regional-
verband Ruhr (RVRG) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 03. Februar 2004 (GV. NRW. S. 96), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 29. September 2020 (GV.NRW. S. 916) 
in Verbindung mit der Verordnung über die öffentliche Be-
kanntmachung von kommunalem Ortsrecht (BekanntmVO) 
vom 26. August 1999 (GV. NRW. S. 516), geändert durch 
Art. 4 Gesetz vom 29. April 2003 (GV. NRW. S. 254), geän-
dert durch Art. 18 Gesetz vom 05. April 2005 (GV. NRW. S. 
332), geändert durch Art. 1 ÄnderungsVO vom 05.08.2009 
(GV. NRW. S. 442, ber. 481), geändert durch Art. 1 Ände-
rungsVO vom 13.05.2014 (GV. NRW. S. 307), zuletzt geän-
dert durch Art. 1 ÄnderungsVO vom 05.11.2015 (GV. NRW. 
S. 741) wird nachfolgende Änderung der Verbandsordnung 
des Regionalverbandes Ruhr öffentlich bekannt gemacht:

Satzung zur 9. Änderung der Verbandsordnung 
des Regionalverbandes Ruhr 

Die Verbandsversammlung des Regionalverbandes Ruhr 
hat aufgrund der §§ 7, 9, 12 Absatz 5 des Gesetzes über 
den Regionalverband Ruhr (RVR-G) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 03.02.2004 (GV.NRW. S. 96), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 29. September 2020 (GV.NRW. 
S. 916), in der Sitzung am 09.12.2022 folgende Änderungen 
der Verbandsordnung beschlossen:

Artikel I

Die Verbandsordnung in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 19.09.2005, zuletzt geändert am 11.12.2020, wird wie 
folgt geändert:

1. § 3 Abs. 8 VO wird neuer § 3 Abs. 7 VO und lautet neu 
gefasst wie folgt: 

 (7)  Scheidet ein beratendes Mitglied vor Ablauf der 
Wahlzeit aus der Verbandsversammlung aus, so wird 
für den Rest der Wahlzeit ein Ersatzmitglied von der 
Verbandsversammlung gewählt. Das Ersatzmitglied 
wird auf Vorschlag der in § 10 Abs. 3 RVRG genann-
ten Organisation gewählt, die das ausscheidende Mit-
glied zur Wahl vorgeschlagen hatte. 

2. § 3 Abs. 9 VO wird neuer § 3 Abs. 8 VO und lautet wie 
folgt:

 (8)  Die Zuweisung projektbezogener Finanzmittel an die 
beratenden Mitglieder setzt einen schriftlichen An-
trag an die Regionaldirektorin/den Regionaldirektor 
voraus. Eine Entscheidung über die Vergabe der Mit-
tel erfolgt durch die Verbandsversammlung im Rah-
men der Haushaltsberatung.

3. § 4a wird neu eingefügt und lautet wie folgt:

§ 4a
Bild-, Film- und Tonaufnahmen in Sitzungen der Ver-

bandsversammlung

 (1)  In öffentlichen Sitzungen sind Bildaufnahmen zu-
lässig, wenn sie die Ordnung der Sitzung nicht ge-
fährden. Dieses Recht umfasst nicht die Anfertigung 
von Bildaufnahmen von Zuhörer*innen oder Verwal-
tungsbediensteten mit Ausnahme des/der Regional-
direktor*in, des allgemeinen Vertreters/der allgemei-
nen Vertreterin und der Beigeordneten.

 (2)  Über das Vorliegen einer Gefährdung der Ordnung 
der Sitzung entscheidet der/die Vorsitzende der Ver-
bandsversammlung oder seine/ihre Vertretung bei der 
Sitzungsleitung. 

    Eine Gefährdung der Ordnung der Sitzung liegt ins-
besondere vor, wenn

  -  durch die Anfertigung von Bildaufnahmen Mit-
glieder der Verbandsversammlung, Zuhörer*innen 
oder Verwaltungsbedienstete nicht nur unwesent-
lich gestört werden (z.B. Geräusche, Blitzlichtein-
satz), 

  -  durch die Anfertigung von Bildaufnahmen die 
Würde des Plenums bei besonderen Anlässen be-
einträchtigt wird (z.B. bei Gedenkminuten) oder 

  -  durch die Anfertigung von Bildaufnahmen die Per-
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sönlichkeitsrechte der abgebildeten Personen in 
erheblicher Weise betroffen werden (z.B. verdeck-
te Bildaufnahmen, Bildaufnahmen in besonders 
emotionalisierten Situationen). 

 (3)  In den Sitzungen der Verbandsversammlung werden 
durch den RVR Film- und Tonaufnahmen erstellt, 
zeitgleich im Internet live übertragen, zum Abruf 
auf der Homepage der Verbandsversammlung (www.
ruhrparlament.de) zeitweise archiviert und nach Ab-
lauf der in der Geschäftsordnung vorgesehenen Fris-
ten anschließend gelöscht.

4. § 11 Abs. 1 VO wird um einen neuen Satz 2 ergänzt, der 
wie folgt lautet: 

  Die Anzahl der erstattungsfähigen Fraktionssitzungen 
wird auf 150 pro Kalenderjahr festgelegt.

5. § 11 Abs. 4 VO wird am Ende um einen Satz ergänzt, der 
wie folgt lautet:

  Von der Regelung des Abs. 4 Nr. 5, wonach Vorsitzen-
de von Ausschüssen der Verbandsversammlung eine zu-
sätzliche Aufwandentschädigung nach § 12 Abs. 4 Nr. 3 
RVR-G i.V.m. § 3 Abs 1 Nr. 6 EntschVO erhalten, wird 
gemäß § 12 Abs. 5 Satz 2 Nr. 1 RVR-G i.V.m. § 3 Abs. 3 
Nr. 5 EntschVO folgender Ausschuss ausgenommen: 

 Wahlprüfungsausschuss.

6. § 12 Abs. 2 VO wird am Ende um folgenden Satz 2 er-
gänzt:

  Aufwendungen für die entgeltliche Betreuung von pfle-
ge- oder betreuungsbedürftigen Angehörigen während 
der Ausübung des Mandats werden erstattet.

7. § 12 Abs. 3 VO wird neugefasst und lautet wie folgt:

  Der zu zahlende Regelstundensatz wird auf 12,00 € fest-
gesetzt, der einheitliche Höchstbetrag beträgt 84,00 €.

Die Anlage zur Verbandsordnung wird an die aktuellen Ent-
schädigungssätze angepasst und lautet wie folgt:

Anlage zur Verbandsordnung –Aufwandsentschädigung 
ab 01.01.2022

§ 1 Abs. 2 Ziffer 5 b EntschVO: 

Sitzungsgeld pro Sitzung   55,00 €
mtl. Aufwandsentschädigung   105,00 €

§ 2 Ziffer 3 EntschVO (sachkundige Bürger*innen):

Sitzungsgeld pro Sitzung 70,00 €

§ 3 Abs. 3 EntschVO: 

Erhöhte mtl. Aufwandsentschädigung (additiv zu § 1 Abs. 2, 
Ziffer 5 b EntschVO) für 

- den Vorsitzenden der VV -9-facher Satz v. 215,- €  
 1.935,- €

-  zwei Stellvertreter des Vorsitzenden der VV  
-6-facher Satz   1.290,- €

- Fraktionsvorsitzende -6-facher Satz   1.290,- €

-  drei Stellvertreter des Fraktionsvorsitzenden -2-facher 
Satz (Fraktion mit mindestens 24 Mitgliedern) 430,- €

-   zwei Stellvertreter des Fraktionsvorsitzenden  
-2-facher Satz (Fraktion mit mindestens 16 Mitgliedern)
 430,- €

-  einen Stellvertreter des Fraktionsvorsitzenden -2-facher 
Satz (Fraktion mit mindestens 8 Mitgliedern) 430,- €

- Ausschussvorsitzende -1-facher Satz   215,- €

Artikel II

Die 9. Änderung der Verbandsordnung tritt mit Wirkung 
zum 01.01.2023 in Kraft.

Die vorstehende Änderung der Verbandsordnung und der 
nachstehende Hinweis werden hiermit öffentlich bekannt 
gemacht.

Essen, 17.01.2023

 

Dr. Frank Dudda 
Vorsitzender der Verbandsversammlung

Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- und Formvorschriften des Gesetzes über den Regio- 
nalverband Ruhr beim Zustandekommen dieser Änderung 
der Verbandsordnung nach Ablauf eines Jahres nach dieser 
Bekanntmachung nach § 7 Abs. 2 RVRG nicht mehr geltend 
gemacht werden kann, es sei denn,

a)  eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorge-
schriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt,

b)  diese Verbandsordnung ist nicht ordnungsgemäß öffent-
lich bekannt gemacht worden,

c)  die Regionaldirektorin oder der Regionaldirektor hat den 
Beschluss der Verbandsversammlung vorher beanstandet 
oder

d)  der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber dem 
Verband vorher gerügt und dabei die verletzte Rechts-
vorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den 
Mangel ergibt.

Abl. Bez.Reg. Mstr. 2023 S. 62-63
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